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Vorwort 
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Linie die Zurechnung von Div1dendeneinkünften aus Beteiligungen an 
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Mitgliedschaft als s'olcher verbundenen Befugnisse den unmittelbaren 
Anknüpfungspunkt für die Zurechnung bilden. 
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für die von ihm in seinem Freisemester unverzüglich vorgenommene 
Begutachtung. 

Mein besonderer Dank gilt meiner Familie und insbesondere meinen 
Eltern, die mir die Erstellung der Arbeit nicht nur in finanzieller Hin-
sicht ermöglichten, sondern mir auch hilfreiche Denkanstöße gaben. 

Schließlich bin ich dem Verlag Duncker & Humblot für die Aufnahme 
der Arbeit in die von ihm herausgegebene Schriftenreihe sowie dem 
Dekanat der Juristischen Fakultät der Universität Göttingen für die 
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Erstes Kapitel 

Einführung in die Grundproblematik 

A. Problemstellung 

Die Grundfrage der einkommensteuerrechtIichen Behandlung des 
Nießbrauchs an Wertpapieren stellt sich wie bei den sonstigen Nieß-
brauchsbestellungen in der Form, ob die Erträge und Aufwendungen 
steuerlich dem bisherigen Eigentümer und Nießbrauchsbesteller oder 
dem Nießbraucher zuzurechnen sind. Dieses Problem ist damit zwischen 
zwei Beispielsfällen einzuordnen, die vielfach im Rahmen der Ver-
gleichsfallmethode herangezogen werden und sich eindeutig zuordnen 
lassen: 

Fall 1 
Werden die Erträge eines Kapital- oder Wirtschaftsgutes vom Eigentümer 
im voraus an einen Begünstigten abgetreten, so sind die Erträge einkom-
mensteuerlich weiterhin dem Eigentümer zuzurechnen. 

Falt 2 
Überträgt ein Kapital- oder Wertpapiereigentümer das Vollrecht einem 
Begünstigten, so sind diesem nunmehr die Erträge und eventuellen Auf-
wendungen zuzurechnen. 

Als Beispiel für die hier zu entscheidende Nießbrauchsbestellung 
kann der folgende Fall gelten: 

Fall 3 
Ein Wertpapiereigentümer bestellt einem Begünstigten den Nießbrauch an 
einem Wertpapier. Die Zurechnung der Erträge aus diesem Wertpapier 
beim Eigentümer oder beim Nutzungsberechtigten ist, insbesondere in den 
möglichen Fallabwandlungen, umstritten. 

Fraglich ist daher, ob die Nießbrauchsbestellung eher dem Fall der 
Vorausabtretung nahesteht, oder aber, ob der Nießbrauchsberechtigte 
in die Lage versetzt wird, eher wie ein Vollrechtsinhaber über Erträge 
und Aufwendungen zu verfügen. Und weiter ist problematisch, ob es 
einen Unterschied macht, um welche Art von Wertpapieren es sich 
handelt, zu welchem Zwecke der Nießbrauch bestellt wird, und ferner, 
in welcher Vermögensmasse auf der einen Seite das Wertpapier und 
auf der anderen Seite das Nießbrauchrecht entgeltlich oder unentgelt-
lich verbleibt. 
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Ausgangspunkt dieser gerade beim Nießbrauch besonders deutlich 
hervortretenden Einzelfragen des einkommensteuerlichen Zurech-
nungskomplexes muß daher die Frage sein, weshalb und aufgrund 
welcher Tatsachen überhaupt Einkünfte bestimmten Steuersubjekten 
zugerechnet werden. 

Das EStG sieht hierfür bestimmte Zurechnungstatbestände vor, die 
die Zuordnung festgestellter Vermögensmehrungen oder -minderungen 
zunächst im Rahmen der sachlichen Zurechnung zu einem bestimmten 
Steuergegenstand und dann im Rahmen der persönlichen und zeitlichen 
Zurechnung die Zuordnung dieses Steuergegenstandes zu einem Steuer-
subjekt in einem Steuerzeitraum ermöglichen sollen. Gern. § 2 I 1 EStG 
sind Einkünfte demjenigen Steuerpflichtigen zuzurechnen, der diese 
erzielt. Diese persönliche Zurechnungsnorm verbindet damit Tat-
bestandselemente der persönlichen sowie der sachlichen Steuerpflicht. 
Bei der Bestimmung der sachlichen Steuerpflicht ist festzustellen, 
welche Lebenssachverhalte und Geschehensabläufe überhaupt ihrer 
Art nach bei der Einkommensteuer zu berücksichtigen sind. Diese wirt-
schaftlich relevanten Sachverhalte sind als sog. Steuergegenstände i. e. S. 
numerativ kodifiziert und Ausdruck einer abstrakten Leistungsfähigkeit, 
die der Gesetzgeber von denjenigen Steuersubjekten erwartet, welche 
diese Lebenssachverhalte ausfüllen. Persönlich steuerpflichtig sind da-
her gewöhnlich diejenigen Rechtssubjekte, die durch ihren Beitrag am 
wirtschaftlichen Geschehensablauf diese Steuergegenstände verwirk-
lichen. 

Die persönliche Zurechnung ist somit das erforderliche Bindeglied 
zwischen Steuersubjekt und Steuergegenstand, da jeder Steuervorgang 
einem Steuerpflichtigen bzw. Steuerschuldner zugerechnet werden muß. 
Dieser hat dann die periodengerechte Steuerschuld zu entrichten, aber 
auch die Möglichkeit, Negativeinkünfte hiermit zu verrechnen. 

Die persönliche Zurechnung von Einkünften, die wie die sachliche 
und zeitliche Zurechnung i. d. R. unproblematisch ist, bereitet beim 
Nießbrauch erhebliche Schwierigkeiten. Denn bei der Bestellung eines 
Nießbrauchs sind mit dem Eigentümer auf der einen und dem Nut-
zungsberechtigten auf der anderen Seite zwei potentielle Steuersubjekte 
bei einem Steuerobjekt bzw. Steuergegenstand vorhanden, da das Nieß-
brauchsobjekt durch das Eigentum und die hiervon differierenden 
Nutzungsrechte quasi horizontal geteiW wird. Da aber ein Steuer-
pflichtiger bestimmt werden muß, ist zu untersuchen, nach welchen 
Kriterien eine persönliche Zurechnung zu erfolgen hat. Das EStG stellt 
hierbei in dem bereits angeführten § 2 I 1 EStG auf den Tatbestand der 

1 Den Terminus einer horizontalen Teilung der Dispositionsbefugnisse 
haben bereits Sudhoff, S.203, und Ruppe in Tipke, S. 20, verwendet. 
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Einkünfteerzielung des Steuerpflichtigen ab, im EStG sind jedoch keine 
Bestimmungen vorhanden, die eine ausdrückliche und allgemeine 
Zurechnung von Einkünften vorsehen und eine Zuweisung von ge-
splitteten Steuergegenständen ermöglichen. 

In § 20 11 Nr.2 S.3 EStG findet sich zwar eine ausdrückliche Rege-
lung, wonach dem Nießbraucher Einnahmen i. S. des § 20 I Nr. 1 und 2 
EStG zuzurechnen sind. Hieraus wird aber noch nicht deutlich, unter 
welchen Voraussetzungen derartige Einkünfte dem Nießbraucher zu-
gerechnet werden müssen!. Es ist daher bereits streitig, inwieweit § 2011 
Nr.2 S.3 EStG als Zuordnungsnorm angesehen werden kanna. Ein 
generelles, subjektives Zuordnungskriterium auch für andere Ein-
kunftsarten kann diese Vorschrift daher unzweifelhaft nicht bieten. 

Von einer persönlichen Zurechnung spricht ebenfalls § 22 Nr. 1 EStG, 
dort aber speziell für den Fall der Gewährung von Bezügen aufgrund 
einer freiwillig begründeten Rechtspflicht oder einer gesetzlich unter-
haltsberechtigten Person gegenüber. 

Die gleichfalls als persönliche Zurechnungsnormen anzusehenden 
§§ 26 a I, 26 b, 28 EStG betreffen mit der Zurechnung unter Eheleuten 
ebenfalls einen Spezialfall und sind somit nur sehr bedingt für eine 
allgemeine Zurechnung geeignet. 

Auch § 39 AO ist als Lösungsansatz für das Problem der allgemeinen 
persönlichen Zurechnung nicht nutzbar. § 39 AO ordnet im Anschluß 
an Seeliger" Wirtschaftsgüter entweder dem Eigentümer oder aber dem 
Inhaber der tatsächlichen Herrschaft über das Wirtschaftsgut zu, sofern 
dieser den Eigentümer für die gewöhnliche Nutzungsdauer von der 
Einwirkung auf das Wirtschaftsgut wirtschaftlich ausschließen kann. 
§ 39 AO weist mithin nicht direkt Einkünfte bestimmten Steuersub-
jekten zu, sondern lediglich Wirtschaftsgüter, aus denen sich Einkünfte 
erzielen lassen. Diese Bestimmung stellt somit nicht auf den Tatbestand 
der Einkünfteerzielung, sondern auf die bei der Entstehung der Steuer-
pflicht auf einer Vorstufe stehende Zuordnung des zur Einkünfte-
erzielung dienenden Mittels ab. Ferner wird durch diese Vorschrift nur 
eine unvollständige Zuordnung erreicht, da sie ausdrücklich nicht alle 

! Vgl. Uelner, StKongrRep 1979, 106 f. 
a Kruse, AG 1980, 220 Fn. 51, bejaht dies mit der Begründung, daß die Vor-

schrift anderenfalls keinen Sinn habe; Borggräfe, DStR 1978, 633 f., und 
Hama.cher, Die Bank 1982, 421, sehen § 20 II Nr. 2 S. 3 EStG allerdings i. V. m. 
§ 39 AO beim Nießbrauch an Kapitalvermögen ebenfalls als subjektive Zu-
rechnungsnorm an. Uelner, StKongrRep 1979, 107, betrachtet die Vorschrift 
dagegen als Fiktion und will daher auf die allgemeinen Zurechnungskriterien 
zurückgreifen. 

4 s. Seeliger, Wirtschaftl. Eigt., S. 89 ff. 

2 Witte 
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